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VORWORT

das zentrale thema des vorliegenden fünften und letzten bandes der protokolle des 
ministeriums schwarzenberg ist die aufhebung der reichsverfassung vom 4. märz 1849 
und der Übergang zum monarchischen absolutismus des nachfolgenden jahrzehnts, für 
den sich zur unterscheidung vom absolutismus vor 1848 das Wort „neoabsolutismus“ 
eingebürgert hat. schon die ein jahr nach dem ausbruch der märzrevolution von 1848 
erlassene Verfassung war ein rückschritt gegenüber dem Verfassungsentwurf des in Wien 
und kremsier versammelten reichstages gewesen. sie war nicht durch einen gemeinsamen 
legislativen akt des monarchen und des gewählten parlaments, sondern durch oktroi 
zustandegekommen, und sie beruhte auf dem monarchischen prinzip. die staatsgewalt 
ging nicht mehr „vom Volke aus“ (entwurf der Grundrechte), sondern vom monarchen, 
der die Verfassung „aus eigener macht“ verlieh (manifest vom 4. märz 1849). aber selbst 
diese Verfassung wurde nicht vollständig umgesetzt, und der zwei jahre später nach § 96 
eingesetzte „reichsrat“ war nichts anderes als das instrument zur Gängelung der allzu 
selbständigen regierung und zur aushebelung der ganzen Verfassung. am 20. august 
1851 erteilte der kaiser seinem ministerpräsidenten den auftrag, „die Frage über den 
bestand und die möglichkeit der Vollziehung der Verfassung“ zu prüfen. das ergebnis 
stand schon fest: die Verfassung galt für unvollziehbar und sollte aufgehoben werden. 
am silvestertag des jahres 1851 wurde sie außer kraft gesetzt. an ihre stelle traten die 
„Grundsätze für organische einrichtungen“, ein kurzes, schwammiges papier, in dem nur 
der Wille des jungen kaisers, alles selbst bestimmen zu wollen, klar hervortrat.
in den protokollen dieses bandes ist nachzulesen, wie die einzelnen schritte gesetzt 
wurden, wie zwischen dem reichsrat mit seinem präsidenten kübeck und dem minis-
terrat um positionen und Formulierungen gefeilscht wurde. der Widerstand des 
 ministerrates war vorhanden, wurde aber immer schwächer. die vorbereitenden bera-
tungen fanden im november 1851 in einem besonderen komitee aus mitgliedern des 
reichs- und des ministerrates statt, dessen protokolle im anhang abgedruckt sind. die 
abschließenden beratungen des ministerrates wurden durch eine machtdemonstration 
des kaisers abrupt beendet, und die ideen kübecks wurden zum Gesetz erhoben.
der wenige monate später, am 5. april 1852, eintretende tod des kranken ministerprä-
sidenten gab dem kaiser nicht nur die möglichkeit, das kabinett umzubilden, sondern 
den ministerrat als politisches entscheidungsorgan weiter zu entmachten. er wurde zur 
„konferenz“ herabgestuft. es gab keinen nachfolger für schwarzenberg, nur mehr einen 
Vorsitzenden dieser konferenz, deren protokolle zum größeren teil bereits ediert vor-
liegen (abteilung buol-schauenstein).
trotz dieser verfassungsgeschichtlichen und politischen rückschritte des jahres 1851/52 
wurde das rad der Zeit nicht vollständig zurückgedreht. die reformen auf dem Gebiet 
der Verwaltung, der justiz, der Wirtschaft und des sozialwesens wurden fortgeführt, 
 allerdings nun nach den am 31. dezember 1851 festgelegten „Grundsätzen“. Zunächst 
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wurde die staatliche Verwaltung organisiert, nämlich die bezirksämter und die statthal-
tereien. die strafprozeßordnung wurde revidiert. daneben wurden u. a. die aufhebung 
der avitizität in ungarn, ein neuer Zolltarif, das Forstgesetz und ein liberaleres patent-
gesetz in angriff genommen.
abseits dieser großen themen mit ihren teils jahrelangen, teils jahrzehntelangen aus-
wirkungen enthält auch dieser band eine Fülle zwar kleinerer, aber sozial-, verwaltungs- 
und lokalgeschichtlich interessanter erörterungen, etwa den umgang mit den begnadi-
gungsanträgen der in der revolutionszeit in ungarn kompromittierten und Verurteil-
ten oder die ebenfalls ungarn betreffenden hilfsmaßnahmen anläßlich der besorgnis-
erregenden ausfälle der Getreide- und kartoffelernte im sommer und herbst 1851. 
auch eigenartig aktuell anmutende themen und Formulierungen finden sich, wenn 
etwa die  nationalbank durch eine Geldspritze der bank in triest aushelfen muß und 
der handelsminister aus diesem anlaß strenge kreditbedingungen gegen die spekula-
tion einmahnt, oder wenn das staatsbudget die im bau befindlichen eisenbahnlinien 
nicht mehr  finanzieren kann. die gewohnte Vielfalt der themen ist auch in diesem 
band präsent.
das manuskript des vorliegenden bandes wurde nach Übernahme des editionsprojektes 
ministerratsprotokolle 1848–1867 vom ehemaligen ost- und südosteuropainstitut im 
rahmen der Forschungstätigkeit der von 1959 bis 2012 bestandenen kommission für 
die Geschichte der habsburgermonarchie erarbeitet und abgeschlossen. die Forschungs-
projekte der kommission sind seit 1. jänner 2013 an das im Zuge der organisatorischen 
neustrukturierung der Forschungseinrichtungen gegründete institut für neuzeit- und 
Zeitgeschichtsforschung übertragen.
an dieser stelle sei auch wieder allen der dank ausgesprochen, die am Fortschreiten der 
edition beteiligt sind. dem ehem. Generaldirektor des österreichischen staatsarchivs 
hon. prof. dr. lorenz mikoletzky, dem direktor des haus-, hof- und staatsarchivs  
mag. thomas just sowie den leitern und mitarbeiterinnen der abteilungen des öster-
reichischen staatsarchivs sei für die unterstützung der edition gedankt. der dank gilt 
auch den partnern vom institut für Geschichte der ungarischen akademie der Wissen-
schaften, die bei archivaufenthalten in budapest mit rat und tat zur seite standen und 
das  manuskript dieses bandes, so wie bei allen bisherigen bänden, freundlicherweise 
durchgesehen haben. 

Wien, im jänner 2013

helmut rumpler stefan malfèr
herausgeber redakteur



EINLEITUNG*

Von thomas kletečka und anatol schmied-kowarzik

reactio triumphans – die installierung des neoabsolutismus (iX): a) die augusterlässe (iX), 
b) der neue eid (XV), c) die „Verfassungsrevision“ oder: der Weg zu den silvesterpatenten 
(XVi), d) die Frage des Wirkungskreises oder: die eliminierung des ministerrates (XXViii),  
e) die Gestaltung des reiches nach dem monarchischen prinzip oder: das „kübecksche 
system“ (XXXiii). − Gesetze und Verwaltung (XXXiX). − Finanzen (XlV). − ministerwech-
sel (liV). − Zum kommentar (lVii).

Reactio triumphans – die Installierung des Neoabsolutismus

a) die augusterlässe

mit der errichtung des reichsrates am 13. april 1851 war ein wichtiger schritt zur 
Verwirklichung des „großen planes“ gesetzt worden, der offenbar zwischen dem monar-
chen und dem kommenden mann der österreichischen politik, karl Friedrich Freiherr 
kübeck von kübau, verabredet worden war. allerdings nur der erste schritt, und kübeck 
wartete ungeduldig darauf, weitere zu setzen1. seine Geduld wurde nicht lange strapaziert, 
denn schon mitte mai 1851 erhielt er den kaiserlichen auftrag, eine arbeit über die 
politischen Verhältnisse des österreichischen kaiserstaates zu verfassen2. es sollten freilich 
drei Wochen vergehen – wohl durch die außenpolitischen ereignisse bedingt − bevor der 
kaiser anfang juni dieses thema erneut zur sprache brachte und „auf politische Verän-
derung unserer Zustände“ drängte, worauf der reichsratspräsident um „mündliches 
 Gehör“ in dieser sache bat3. Zwei tage später hatte er dann Gelegenheit, seine ansichten 
Franz joseph ausführlich darzulegen4. kübeck begann mit einer analyse der vormärz-
lichen Zustände, die letztlich für den ausbruch der revolution verantwortlich waren. 
neben der inkompetenz des monarchen diagnostizierte er die schwäche von dessen 
Vertretung, „also auch der regierung“, und ortete Verrat oder wenigstens kurzsichtigkeit 
höchst gestellter organe. daß das system unter Ferdinand dennoch 13 jahre funktioniert 

* Die Kapitel reactio triumphans, ministerwechsel und Zum kommentar wurden von Thomas Kletečka, 
die Kapitel Gesetze und Verwaltung und Finanzen von Anatol Schmied-Kowarzik verfaßt.

1 Siehe dazu thomas kletečka, einleitung. In: die protokolle des österreichischen ministerra-
tes 1848 – 1867 [weiterhin zit. als ömr.] ii/4: das ministerium schwarzenberg, 14. oktober 1850 
– 30. mai 1851, bearbeitet und eingeleitet von thomas kletečka, unter mitarbeit von anatol schmied-
kowarzik (Wien 2011) XXXiV.

2 Friedrich Walter (hg.), aus dem nachlaß des Freiherrn carl Friedrich kübeck von kübau. tage-
bücher, briefe, aktenstücke (1841–1855) (= Veröffentlichungen der kommission für neuere Geschich-
te österreichs 45, Graz/köln 1960) 68, Tagebucheintragung v. 14. 5. 1851.

3 ebd. 71, Tagebucheintragung v. 3. 6. 1851.
4 Der von Kübeck eigenhändig verfaßte leitfaden für diese Ausführungen abgedruckt in Walter, nachlaß 

kübeck 204 ff.
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hatte, schrieb kübeck „dem zweckmäßigen und gut berechneten organismus der Ver-
waltung“ zu. das waren vor allem die geglückte symbiose zwischen administration und 
der gesellschaftlichen ordnung, die sich in der territorialeinteilung manifestierte, und 
das kollegialsystem, das die kollektive autorität stärkte und somit unterordnung und 
Gehorsam nachhaltig förderte. nach diesem ideologischen bekenntnis stellte der reichs-
ratspräsident fest, daß nur die schwäche der politischen Führung, die sich einige wenige 
machthungrige zunutze gemacht hätten, die revolution von 1848 ermöglicht hatte, da 
die große masse der bevölkerung nie grundlegende politische Veränderungen anstrebte. 
die große sünde, die nach der niederwerfung der revolution begangen wurde, führte 
kübeck weiter aus, lag darin, daß anstelle einer stärkung des monarchen, des monarchi-
schen prinzips, genau das Gegenteil stattfand. der reichstag wurde nicht eliminiert, es 
wurde sogar eine Verfassung ins leben gerufen und, was der Vortragende besonders 
hervorhob, es gab ein verantwortliches ministerium.
die Frage der ministerverantwortlichkeit bildete neben dem Weiterbestehen der Verfas-
sung den wichtigsten kritikpunkt kübecks an den bestehenden politischen Verhältnissen. 
diese Frage, vor allem das „wem gegenüber“, war freilich ganz und gar nicht geklärt; die 
endgültige klärung war immer wieder hinausgeschoben worden5. kübeck faßte aber den 
begriff von der Verantwortlichkeit der minister, des ministeriums, dahin auf, daß sich 
dahinter die idee der Volkssouveränität verberge, somit prinzipiell der idee des monar-
chischen prinzips diametral entgegenstünde und unter den konkreten politischen bedin-
gungen nur den monarchen diskriminiere, da sie die „ausübung einer despozie“ des 
ministeriums, das ja in seinem namen regiere, ermögliche.
die regierung habe unter dem mantel der Verantwortlichkeit eine ihr nicht zustehende 
machtfülle erlangt und sie dazu benützt, die alten einrichtungen durch neue, gänzlich 
ungeeignete zu ersetzen; so die „unnöthige neue territorial-eintheilung“, so die einfüh-
rung der „land- und kreistage auf revoluzionärer Grundlage“ und die „republikanische 
Gemeindeordnung“ genauso wie eine „kostspielige revoluzionäre rechtspflege“. kübeck 
beklagte auch die „Wuth nach uniformität“, die man mit „macht-einheit“ verwechsle 
und die nur nationale kränkungen und „unsicherheit des eigenthums, insbesondere des 
großen Grundbesitzes“ hervorrufe. all diese maßnahmen würden zudem, da die entspre-
chenden ministeriellen Vorträge veröffentlicht würden, den monarchen als komplizen 
der regierung erscheinen lassen. 
um die politischen Verhältnisse des österreichischen kaiserstaates wieder ins lot zu 
bringen, empfahl der reichsratspräsident die sofortige „restaurazion der kaiserlichen 
autorität“. das ebenfalls mögliche szenario der sofortigen aufhebung der oktroyierten 
Verfassung verwarf er als ungeeignet: es biete sich keine formelle Veranlassung dazu, die 
neuen – ungeeigneten − administrativen einrichtungen würden weiter in kraft bleiben 

5 Siehe dazu helmut rumpler, ministerrat und ministerratprotokolle 1848–1867. behördengeschicht-
liche und aktenkundliche analyse (= einleitungsband zu die protokolle des österreichischen 
ministerrates 1848–1867, Wien 1970) [im folgenden zit. als ömr. einleitungsband] 29 f. und ders., 
monarchisches prinzip und ministerverantwortlichkeit in österreich und preußen 1848–1867. In: 
bericht über den 11. österreichischen historikertag in innsbruck 1971 (= Veröffentlichungen des 
Verbandes österreichischer Geschichtsvereine 19, Wien 1972) 68–76, hier 70 f. mit weiteren Literatur- 
und Quellenhinweisen.
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und die maßnahme würde für überflüssige aufregung sorgen. Zur herstellung der vollen 
souveränität des kaisers müßte die stellung des ministeriums geändert werden; die 
Verantwortlichkeit wäre deutlich als die Verantwortlichkeit dem kaiser gegenüber zu 
definieren, und die regierung durch einen eid ohne Verfassungsbezug dem souverän 
neu zu verpflichten. das ministerium wäre als Vollzugsorgan des kaiserlichen Willens in 
aller öffentlichkeit zu bezeichnen und die allgemeine Wirksamkeit des Gesamtministe-
riums als auch die besondere Wirksamkeit der einzelnen ministerien neu zu formulieren. 
kübeck schlug weiters vor, einen eigenen polizeiminister zu ernennen, der zwar sitz und 
stimme im ministerrat haben, aber direkt dem kaiser unterstellt sein sollte. das unter-
richts- wäre mit dem innenministerium, das landeskultur- mit dem handelsministerium 
zu verschmelzen, und das montanistikum wäre dem Finanzministerium einzuverleiben. 
kübeck schwebte auch eine aufwertung des reichsrates vor: ihm sollte nun auch das 
initiativrecht in Gesetzes- und Verordnungsfragen zukommen, der kaiser sollte den 
Vorsitz übernehmen, alle Gesetzes- und Verordnungsangelegenheiten, die nicht vom 
reichsrat ausgingen, sowie wichtige besetzungen sollten von diesem Gremium beraten 
werden. dann hätte der reichsrat eine kontrollfunktion gegenüber dem ministerrat 
auszuüben und die revision der früher von kübeck beanstandeten neuen organisations-
formen vorzubereiten. die statthaltereien wären auf eine kollegiale basis zu stellen; von 
ihnen sollte schließlich der ruf nach aufhebung der Verfassung kommen.
der von diesen ausführungen „ergriffene“ kaiser forderte den reichsratspräsidenten auf, 
seine Gedanken zu papier zu bringen und ihm vorzulegen6. es sollte, trotz der urgenzen 
des monarchen, zehn tage dauern, bis kübeck diesen auftrag erfüllt hatte und das ope-
rat an seinen herrn übersenden konnte7.
das schriftstück wiederholte detailliert kübecks mündlich vorgetragene ansichten. die 
vehemente stellungnahme gegen den konstitutionalismus, den der reichsratspräsident 
als bloßes Zwischenstadium auf dem Weg zur republik ansah, bildete den theoretischen 
ansatzpunkt. kübeck „bewies“, daß – mit ausnahme Wiens – die revolutionären Forde-
rungen der abgelaufenen epoche keine unterstützung in der bevölkerung vorgefunden 
hätten. allein das „regierungsrecht des monarchen“ als ideologische basis biete eine 
legitime möglichkeit zur Veränderung, zur reorganisation der bestehenden strukturen. 
damit stehe es dem monarchen ohne weiters zu, auch die Verfassung, die sich eben als 
Fehler erwiesen hat, wieder zu beseitigen und dem durch keine regierung eingeschränk-
ten monarchischen prinzip Geltung zu verschaffen. das prozedere, das kübeck für das 
erreichen dieses Zieles entwarf, entsprach seinen mündlich gegebenen Vorstellungen.
der kaiser war mit den ansichten und Vorschlägen des reichsratspräsidenten vollkom-
men einverstanden und auch gewillt, sie in die tat umzusetzen, wollte aber erst mit Felix 
Fürst zu schwarzenberg die angelegenheit besprechen, da er vermeinte, ihm dies schul-

6 max Freiherr v. kübeck (hg.), tagebücher des carl Friedrich Freiherrn kübeck von kübau 2/1 (Wien 
1909) 56, Eintragung v. 5. 6. 1851.

7 Walter, nachlaß kübeck 72, Tagebucheintragungen v. 13. und 16. 6. 1851. Die Arbeit Kübecks abge-
druckt in hans schlitter, Versäumte Gelegenheiten. die oktroyierte Verfassung vom 4. märz 1849 
(Zürich/leipzig/Wien 1920) 209–222.
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dig zu sein. das beunruhigte allerdings kübeck, da er sich nicht vorstellen konnte, daß 
der ministerpräsident auf seine Vorschläge eingehen würde8.
doch Franz joseph plagten skrupel, er befürchtete den rücktritt schwarzenbergs und er 
wußte offenbar nicht, wie er dem ministerpräsidenten dessen weitere politische demon-
tage beibringen sollte. deswegen beauftragte der junge monarch den erfahrenen reichs-
ratspräsidenten, einen „geeigneten auszug“ aus seiner arbeit „zur mittheilung an Fürsten 
schwarzenberg“ anzufertigen9. kübeck tat wie ihm befohlen; doch nun trat das ein, was 
schon beim Zustandekommen des reichsratsstatuts den reichsratspräsidenten in größte 
sorge versetzt hatte – der kaiser, von der möglichen demission des ministerpräsidenten 
beunruhigt, ja geradezu schmerzhaft berührt, begann zu schwanken. kübeck mußte 
seinen „geeigneten auszug“ dreimal umarbeiten, bis am 7. juli endlich die richtige Form, 
die sich weitgehend am ersten entwurf orientierte, gefunden werden konnte10.
nachdem diese hürde genommen war, teilte der kaiser dem ministerpräsidenten münd-
lich das kübecksche operat über die notwendigen maßnahmen zur „normalisierung“ 
der politischen Verhältnisse mit. schwarzenberg zeigte sich im großen und ganzen ein-
verstanden, bat aber um aufschub der maßnahmen, um die geplante anleihe ungestört 
über die bühne bringen zu können. das wurde ihm von Franz joseph zugestanden, der 
an eine Verzögerung von ein paar tagen, höchsten ein paar Wochen glaubte. anders 
kübeck. der reichsratspräsident vermutete hinter dieser Vorgehensweise des regierung-
schefs nur eine hinhaltetaktik mit dem Ziel, „die sache scheitern zu machen“11. nach-
dem schwarzenberg auch schriftlich um die Verschiebung des politischen aktes bis zum 
abschluß der finanziellen operation ersucht hatte, sah sich kübeck in seiner befürchtung 
bestätigt und opponierte dagegen12. als Finanzexperte war ihm sehr wohl bewußt, daß 
die von ihm propagierten politischen maßnahen sich keinesfalls positiv auf den Verlauf 
der anleihe auswirken konnten, doch er hatte seine präferenzen klar gemacht. in dieser 
kritischen situation konnte er auch die gestellte Frage, ob er, falls der Finanzminister „in 
die neue kombination nicht eingehen und seiner stelle entsagen sollte“, das Finanzressort 
übernehmen würde, nur mit einem ja beantworten13. die durchführung der „großen 
maßregel“, wie kübeck sie nannte, verzögerte sich erneut; erst nach einem kurzurlaub 
des kaisers in ischl konnte der reichsratspräsident befriedigt notieren: „Fester entschluß 
des kaisers zur ausführung der bewußten maßregel.“14 und der reichsratspräsident stieß 
sogleich nach. am 12. august 1851 richtete er einen Vortrag an den kaiser, in dem er 
auf die konsequenzen der neuen politischen situation einging15. Zwei Fragen waren es, 

8 Walter, nachlaß kübeck 72, Tagebucheintragung v. 17. 6. 1851.
9 ebd. 73, Tagebucheintragung v. 23. 6. 1851.
10 Siehe dazu ebd., 73 f., die Tagebucheintragungen v. 28. 6., 30. 6., 2. 7. und 7. 7. 1851. Zwei der Kübeck-

schen Entwürfe mit eigenhändigen Anmerkungen des Kaisers versehen und mit Vorträgen Kübecks v. 27. 6. 
und 2. 7. 1851 eingeleitet in hhsta., rr., präs. 151/1851.

11 kübeck, tagebücher 2/1, 57, Eintragung v. 13. 7. 1851. Zur Anleihe von 1851 siehe unten Kapitel 
 Finanzen.

12 Walter, nachlaß kübeck 74, Tagebucheintragung v. 19. 7. 1851. 
13 ebd. 75, Tagebucheintragung v. 21. 7. 1851.
14 Walter, nachlaß kübeck 75, Tagebucheintragung v. 11. 8. 1851.
15 hhsta., rr., präs. 151/1851.
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die kübeck als vordringlich zu lösen wünschte: den Wirkungskreis der minister, des 
Gesamtministeriums und der statthalter und als zweites die Verfassungsrevision. Was den 
Wirkungskreis betraf, erwartete der reichsratspräsident bei der neudefinierung keine 
großen schwierigkeiten, „da aus der früheren und neuren Zeit behelfe genug vorhanden 
sind, welche benützt werden können“, und empfahl, die lösung dieser aufgabe dem 
reichsrat, „als dem dabei unbefangensten organ“, zu übertragen; dessen präsidium 
könnte mit dem ministerpräsidenten die teilnahme einzelner ministerien an den ent-
sprechenden beratungen vereinbaren. die Verfassungsfrage war schwieriger und viel 
weiter reichend, da sie „schon in das leben gerufene, manche bereits gesetzlich promul-
gierte aus der Verfassungsurkunde abgeleitete einrichtungen“ betraf. es müssen, erklärte 
kübeck, bei der lösung dieser Frage zugleich auch Vorschläge über die „künftigen insti-
tuzionen“ vorgelegt werden. als ersten schritt bei der problemlösung schlug er dem 
kaiser vor, je ein Gutachten vom minister- und vom reichsratspräsidenten einzufordern, 
um auf dieser Grundlage weitere Verfügungen zu treffen. 
am 16. august kamen dann kübeck, schwarzenberg und alexander bach unter dem 
Vorsitz des monarchen zusammen, um die letzten Vorbereitungen zur durchführung der 
zu ergreifenden maßnahmen zu besprechen, und kübeck konnte notieren: „Vollkomme-
ne Übereinstimmung“16. tags darauf, einem sonntag, fand schließlich jener ministerrat 
mit dem kaiser als Vorsitzenden statt, in dem die maßregeln, die implizit den formalen 
beginn des neoabsolutismus einleiteten, verkündet und beschlossen wurden17.
einleitend erklärte Franz joseph die „unanwendbarkeit des sogenannten englisch-fran-
zösischen konstitutionellen prinzips auf den österreichischen kaiserstaat“, somit die 
unmöglichkeit der durchführung der oktroyierten märzverfassung von 1849. schwar-
zenberg machte dann seine ministerkollegen mit dem inhalt der kübeckschen Vorschlä-
ge und den entwürfen der diesbezüglichen kabinettschreiben bekannt. er stellte sich 
ganz hinter die zu ergreifenden maßnahmen, genauso wie bach, Ferdinand edler v. 
thinnfeld und anton Freiherr v. csorich di monte creto18. lediglich philipp Freiherr 
v. krauß brach – wenig überraschend − eine lanze für den konstitutionalismus, berief 
sich auf seinen als verantwortlicher minister geleisteten eid und verwies auf den verhee-
renden eindruck, den eine aussetzung der Verfassung auf die österreichischen Finanzen 
haben werde, insbesondere auf die anlaufende anleihe. unter diesen – neuen – umstän-
den, erklärte der Finanzminister, könne er nicht mehr sein amt versehen. auch leo Graf 
v. thun und hohenstein äußerte bedenken, die sich allerdings nicht auf das prinzipiel-
le der gedachten maßnahmen bezogen, sondern das praktische, vor allem das Gemein-
dewesen, betrafen, und erbat sich bedenkzeit für die Zusage für seine weitere mitwirkung 
als minister unter den veränderten bedingungen. all das war freilich nichts anderes als 
ein sturm im Wasserglas, die entscheidung war auf höchster ebene längst gefallen, selbst 
im ministerrat hatten die proponierten maßnahmen eine mehrheit gefunden, und so 

16 Walter, nachlaß kübeck 75, Tagebucheintragung v. 16. 8. 1851.
17 MR. v. 17. 8. 1851/I.
18 Baumgartner und Karl Krauß waren aus unbekannten ursachen der Sitzung fern geblieben, kübeck, 

tagebücher 2/1, 58, Eintragung v. 17. 8. 1851.
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konnte der kaiser unter der Verpflichtung der anwesenden zur strengsten Geheimhal-
tung die emotionsgeladene sitzung schließen19.
die Geheimhaltung sollte nicht lange währen. am 26. august 1851 publizierte die 
Wiener Zeitung die kabinettschreiben, datiert mit 20. august, die die politische Wende 
zum neoabsolutismus offiziell ankündigten20. Zwei dieser kabinettschreiben waren an 
schwarzenberg gerichtet. im ersten wurde die Verantwortlichkeit des ministeriums als 
ausschließlich dem monarchen gegenüber definiert und bestimmt, daß das ministerium 
die „unbedingte treue“ durch einen eid in die hände des kaisers zu geloben hätte. auch 
unter den veränderten umständen verblieb dem ministerium das initiativrecht bei Ge-
setzesentwürfen u. dgl. sowohl das Gesamtministerium als auch die einzelnen minister 
waren direkt dem kaiser für die einhaltung und durchführung der bestehenden Geset-
ze verantwortlich, wobei sich der kaiser vorbehielt, die jeweiligen Wirkungskreise neu 
zu bestimmen. die ministerielle Gegenzeichnung hatte sich von nun an nur auf die 
kundmachung der Gesetze oder kaiserlichen Verordnungen zu beschränken und hatte 
bloß die „bedeutung der Gewährleistung, daß die bestimmte Form beobachtet und die 
kaiserlichen beschlüsse genau und richtig aufgenommen werden“. als äußeres Zeichen 
der neuen stellung des ministeriums hatte bei der kundmachung der Gesetze die Floskel 
„nach Vernehmung meines ministerrates“ die bisherige Form „auf antrag meines mini-
steriums“ zu ersetzen. das zweite kabinettschreiben enthielt den auftrag, gemeinsam mit 
dem reichsratspräsidenten die „Frage über den bestand und die möglichkeit der Voll-
ziehung der Verfassung vom 4. märz 1849“ zu beraten, wobei das prinzip „der monar-
chischen Gestaltung und der staatlichen einheit“ des reiches als Voraussetzung zu gelten 
hätte. das an kübeck gerichtete kabinettschreiben bestimmte, daß von nun an der 
reichsrat ausschließlich als rat des kaisers und der krone zu gelten habe. Folgerichtig 
waren alle Gesetzes- und Verordnungsentwürfe des ministeriums nicht mehr direkt, 
sondern über den monarchen an den reichsrat zur begutachtung zu richten. der kaiser 
behielt sich weiters vor, nach eigenem Gutdünken minister zu den beratungen des 
reichsrates zu berufen.
mit den erlässen vom 20. august 1851 hatte sich kübeck mit seinen ideen auf der 
ganzen linie durchgesetzt. durch die eindeutige bestimmung der Verantwortlichkeit des 
ministeriums dem monarchen gegenüber war die von kübeck so heftig kritisierte und 
in der politischen praxis wohl auch bestehende (Gleich)stellung der regierung dem 
kaiser gegenüber wesentlich verändert worden und zwar ganz im sinne des autokrati-
schen prinzips. das ministerium, die einzelnen minister waren in ihrer regierungstätig-
keit von nun an nicht mehr gleichberechtigte antragsteller, sondern ausführungsorgane 
des monarchischen Willens. der auftrag zur beratung über die möglichkeit der durch-
führung der Verfassung war eine nur schlecht verhüllte aufforderung, die aufhebung der 

19 Kübeck notierte die Gesichter bei dieser sitzung verriethen allseitige Gemüthsaufregung, ebd.
20 Es handelte sich um drei Kabinettschreiben, publiziert u. a. als rgbl. nr. 194/1851 (Festlegung der 

V erantwortlichkeit des Ministeriums), ebd., nr. 197/1851 (Auftrag zur Revision der Verfassung), an den 
Ministerpräsidenten adressiert, und ebd., nr. 196/1851 (Änderung des Reichsratstatutes) an den Reichsrats-
präsidenten; ein weiteres Kabinettschreiben an Schwarzenberg vom selben Tag, ebd., nr. 195/1851, teilte 
ihm nur das an Kübeck gerichtete Kabinettschreiben mit. 
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Verfassung in die Wege zu leiten. Wenn auch die absicht kübecks, den Vorsitz des 
reichsrates durch den kaiser besorgen zu lassen und dem reichsrat das initiativrecht 
einzuräumen, nicht in die tat umgesetzt worden war, so wurde die stellung dieser kör-
perschaft allein schon durch die degradierung des ministerrates – wozu auch die bestim-
mung gehörte, daß der kontakt zwischen dem ministerrat und dem reichsrat ausschließ-
lich über den monarchen stattfinden sollte – in der politischen machtkonstellation ge-
stärkt. kübeck war in seiner vorsichtigen art optimistisch. „der erste schritt aus der lüge 
zur Wahrheit ist geschehen“, kommentierte er die getroffenen entscheidungen in einem 
brief an seine tochter lina derchich21. die identifizierung des bisher bestandenen 
 politischen systems, das durch die Verantwortlichkeit der regierung gegenüber einer 
letztendlich auf der Volkssouveränität beruhenden Verfassung gekennzeichnet war, mit 
der lüge und der durchsetzung des monarchischen prinzips mit der Wahrheit bildeten 
für den tiefreligiösen kübeck axiome seines ideologischen und daraus resultierenden 
politischen credos.
unter den geänderten bedingungen schienen einige der protagonisten des alten politi-
schen systems die konsequenzen gezogen zu haben. philipp krauß, karl ritter v.                                                                                                             
krauß und thun wollten ihre ministerposten räumen, blieben aber dann in ihrer stel-
lung. obwohl kübeck ihren vorläufigen Verbleib aus taktischen Gründen begrüßte, 
konnte er die bissige bemerkung „merkwürdige leute“ nicht unterdrücken22.

b) der neue eid

Zur umsetzung der kaiserlichen aufträge vom 20. august 1851 erwies es sich als not-
wendig, zunächst die Frage der beeidigung der beamten zu klären. nachdem bach im 
ministerrat vom 27. august 1851 diese Frage kurz thematisiert hatte23, brachte sie der 
kaiser am folgenden tag in einem von ihm präsidierten ministerrat erneut zur sprache 
und unterstrich damit die bedeutung, die er dieser angelegenheit beimaß24. es ginge 
darum, erklärte der monarch, bis zum Zustandekommen der neuen einrichtungen, die 
durch die kabinettschreiben vom 20. august ins auge gefaßt worden seien, sich der treue 
und des Gehorsams der beamten zu versichern. Franz joseph betrieb die neue eidesab-
legung energisch weiter und ordnete für den 7. september eine weitere ministerberatung 
zu diesem thema an25. der innenminister legte einen entwurf der neuen allgemeinen 
eidesformel vor, und der kaiser bestimmte, daß diese Formel dem ministerpräsidenten 
mittels eines handschreibens, das dieser selbst entwerfen und dem kaiser vorlegen sollte, 
zur weiteren Verwendung mitgeteilt werde. die Frage, ob in dem neuen eid die enthe-
bung von der eidesleistung auf die Verfassung ausdrücklich zu erwähnen wäre, wurde 
verneint; diese erwähnung sollte in dem zu entwerfenden handschreiben an den mini-
sterpräsidenten platz finden. nachdem sich der ministerrat am nächsten tag auf die 

21 Brief v. 27. 8. 1851, hhsta., depot kübeck, Fasz. karl F. kübeck an seine kinder.
22 kübeck, tagebücher 2/1, 59, Eintragungen v. 21. und 27. 8. 1851.
23 MR. v. 27. 8. 1851/IX.
24 MR. v. 28. 8. 1851/I.
25 MR. v. 7. 9. 1851/I.
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Formulierung des handschreibens geeinigt hatte, ergingen mit 12. september zwei 
handschreiben an schwarzenberg, in denen die ausdrückliche auslassung des Verfas-
sungsbezuges und die maßnahmen bei etwaiger Verweigerung der eidesablegung, also 
die entlassung aus dem staatsdienst, behandelt und die allgemeine eidesformel − ohne 
jeden bezug auf die Verfassung – mitgeteilt wurde. bach erhielt ein handschreiben be-
züglich der beeidigung der statthalter. und der kaiser hielt eigenhändig fest: „alle 3 
handbillets sind nicht zu veröffentlichen“26. „Zur erzielung der notwendigen Überein-
stimmung“ weiterer, nach ressort, aufgabe und stellung unterschiedlicher eidesformeln 
beschloß der ministerrat mehr als einen monat später, eine kommission unter dem 
Vorsitz ransonnets ins leben zu rufen, was als Versuch angesehen werden kann, in die-
sem punkt eine reichsweite reform durchzusetzen. die kommission erarbeitete richtli-
nien, nach denen dann die einzelnen minister besondere eidesformeln für beamte ihrer 
ministerien mit Vorträgen zur kaiserlichen sanktion vorlegten – und die allesamt uner-
ledigt blieben27. die minister selbst legten am 10. oktober den neuen eid ab, nicht mehr 
auf die Verfassung, sondern allein auf Franz joseph i. und seine erben und im bewußt-
sein der ausschließlichen Verantwortlichkeit dem herrscher gegenüber, so daß kübeck 
mit befriedigung (und häme) notieren konnte: „endliche beeidigung der minister, 
deren Gewissensskrupel durch die aufopfernde liebe für ihre plätze besiegt sind.“28

c) die „Verfassungsrevision“ oder: der Weg zu den silvesterpatenten

die Frage der eidesleistung war freilich die leichteste aufgabe, die es unter den neuen 
politischen Verhältnissen zu lösen galt, denn der neue eid diente hauptsächlich dazu, die 
ausführenden organe der Verwaltung – also das instrumentarium – für die großen Ver-
änderungen sicherzustellen. die wichtigste aufgabe war die aufhebung der oktroyierten 
Verfassung vom 4. märz 1849. den präsidenten des minister- und des reichsrates war 
der auftrag erteilt worden, gemeinsam diesbezügliche Gutachten und Vorschläge zu 
unterbreiten. kübeck machte sich anfang september an die arbeit und konnte bereits 
am 7. desselben monats schwarzenberg seine „Vorarbeit“, d. i. eine skizzenhafte darstel-
lung der zukünftigen politischen organisierung der monarchie, überreichen. bei dieser 
Gelegenheit erfuhr er, daß sich der ministerpräsident in der Verfassungsfrage an bach 
gewandt hatte, „um von ihm eine inspirazion zu erhalten“29. die „Vorarbeit“ kübecks 
enthielt eine mischung aus restaurativen und neoständischen ideen. Zwar postulierte er 
einen „haupttypus“ als Grundlage für die politische organisation des Gesamtreiches, 
doch müßten historisch gewachsene eigentümlichkeiten jedes einzelnen kronlandes 

26 Siehe MR. v. 8. 9. 1851/I. Die neue Eidesformel für Beamte abgedruckt bei moriz v. stubenrauch, 
handbuch der österreichischen Verwaltungs-Gesetzkunde 1, (Wien 1856) 166. Mit Vortrag v. 14. 2. 
1852 erstattete Bach Bericht über den Vollzug der Beeidigung der politischen Beamten; anbei das Verzeich-
nis der Statthalter, Länderchefs, Zivil- und Militärgouverneure, Distriktsobergespäne und der Präsidenten 
der Grundentlastungslandeskommissionen, die den neuen Eid bereits abgelegt hatten, ava., im., präs. 
5124/1851.

27 Siehe dazu MR. v. 15. 10. 1851/I, MR. v. 29. 10. 1851/II und MR. v. 12. 11. 1851/IV.
28 kübeck, tagebücher 2/1, 60, Eintragung v. 10. 10. 1851.
29 Walter, nachlaß kübeck 77, Tagebucheintragungen v. 3. und 7. 9. 1851.
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berücksichtigt werden. eine geeignete kommunikation und Zusammenarbeit der staat-
lichen Verwaltung mit „Faktoren der sozialen stellungen“ sollte die akzeptanz der be-
völkerung für die gesetzlichen und Verwaltungsmaßnahmen und für das monarchische 
prinzip erreichen. in der kübeckschen ideenwelt bedeutete dies eine teilweise rückkehr 
zur vormärzlichen, stark ständisch-feudal geprägten Verwaltungsstruktur, in der im we-
sentlichen die zugestandene Gemeindeselbstverwaltung zurückgedrängt, der einfluß des 
Großgrundbesitzes gegenüber dem kleinen Grundbesitz gestärkt würde. die landge-
meinden waren laut kübeck „geokratisch“ einzurichten, „das heißt in der art, daß der 
selbständige größere Grundbesitz auf die Gemeinden als einem Vereine kleiner Grund-
besitzer leitenden und überwachenden einfluß ausübe“. die staatliche kontrolle sollte 
dominant werden, wobei diese kontrolle landesfürstlich, also nach den einzelnen kron-
ländern differenziert und nach schon früher vorhandenen mustern installiert werden 
konnte. kübeck schlug eine staatliche Verwaltungshierarchie vom bezirks- über das 
kreisamt bis zur statthalterei vor; auf der untersten ebene, den bezirksämtern, sollten 
alle entsprechenden Verwaltungs- und juridischen Fragen behandelt werden – eine klare 
unterstellung der justiz unter die staatsgewalt und abkehr vom prinzip der Gewalten-
trennung. die oberste ebene, die statthalterei, hatte nach kübecks auffassung ihre 
Geschäfte wieder in kollegialer Form abzuwickeln. den zwei mittleren ebenen waren 
kreis- bzw. landesausschüsse beizugeben, die, wie der reichsratspräsident etwas kryp-
tisch ausführte „die keime und Faktoren für weitere politische institutionen im Zentrum 
der monarchie bilden, welche Gegenstand einer späteren aufgabe wären“30.
der präsident des reichsrates tat sein möglichstes, um die angelegenheit der Verfassungs-
revision zu beschleunigen – durch reklamation beim kaiser und in wiederholten Ge-
sprächen mit schwarzenberg und bach. kübeck sah den ministerpräsidenten und den 
innenminister als ein akkordiertes team an, in dem bach die rolle des spiritus rector 
zukam31. darüber hinaus verfaßte der reichsratspräsident ein weiteres schriftstück zu 
der anstehenden Frage, das er umgehend schwarzenberg übermittelte32. darin folgert 
kübeck, daß der kaiserliche auftrag, der mit dem ah. handschreiben vom 20. august 
ergangen war, kein „sächliches Gutachten“, sondern nur Vorschläge abverlangte, ob, wie 
weit und in welcher art und Weise eine Verfassungsrevision durchzuführen sei. in Wirk-
lichkeit sei die Verfassung in weiten teilen des reiches gar nicht und in den anderen nur 
stückweise in kraft, und manche in kraft getretene Verfassungsbestimmungen seien 
ohnedies durch die augusterlässe hinfällig. Was tatsächlich von den „konstitutiven be-
stimmungen“ zu beraten wäre, seien der künftige Wirkungskreis der ministerien oder die 
politische stellung der statthalter. besondere aufmerksamkeit – und sofortige behand-

30 Von dieser „Vorarbeit“ Kübecks existieren einige Versionen; die ursprüngliche, mit dem Vermerk erstes ela-
borat des reichsraths präsidenten in hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 3579/1851, abgedruckt als Beilage 
zum MRProt. v. 17. 12. 1851, Nr. 600 b, eine weitere, modifizierte, abgedruckt bei adolf beer, kübeck 
und metternich. denkschriften und briefe. In: denkschriften der kaiserlichen akademie der Wissen-
schaften. philosophisch-historischen classe 25 (Wien 1897) 47 f. 

31 Siehe dazu Walter, nachlaß kübeck 78, die Tagebucheintragungen v. 14. 9., 18. 9. und 21. 9. 1851, 
und kübeck, tagebücher 2/1, 59, Eintragung v. 12. 9. 1851.

32 hhsta., rr., präs. 134/1851, datiert mit 20. september 1851 und mit dem Randvermerk diese dar-
stellung wurde dem Fürsten schwarzenberg im kurzen Wege mitgeteilt.
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lung − verdienten die beschlossenen oder bereits durchgeführten „administrativ-judiziel-
len“ maßnahmen, da sie auf konstitutionellen ideen beruhten und unmittelbare auswir-
kungen auf das alltagsleben hätten. die behandlung der „rechtszusicherungen“ für die 
staatsbürger sei nicht so dringend, auftauchende Fragen könnten vorläufig auf admini-
strativem Wege „berichtiget, beschwichtiget oder behoben werden“. kübeck stellte fest, 
daß der kaiserliche auftrag zur Verfassungsrevision unter den aufgestellten prämissen nur 
zur abolition der Verfassung und der damit junktimierten Grundrechte führen könne; 
da eine rückkehr zu vormärzlichen Verhältnissen nicht empfehlenswert sei, müßten 
Fragen, die sich aus der aufhebung der konstitution ergaben, wie die umgestaltung des 
auf der Verfassung beruhenden systems der Verwaltung und organisierung aller Zweige 
des öffentlichen lebens, in den auszuarbeitenden antrag zur Verfassungsrevision subsu-
miert werden. Freilich könne dies nicht sofort durchgeführt werden, die aufgabe des 
minister- und des reichsratspräsidenten sei es vielmehr, Vorschläge über die Wichtigkeit 
und die reihenfolge der behandlung der fraglichen Gegenstände abzugeben. als vor-
dringlich bezeichnet kübeck die neuregelung der Wirksamkeit der ministerien und der 
stellung der statthalter. beides, stellt er befriedigt fest, sei auf kaiserlichen befehl bereits 
in arbeit. als weitere Gegenstände – in der reihenfolge ihrer Wichtigkeit – nennt er die 
„kritische prüfung der aus der Verfassung entnommenen Grundsätze und ihrer anwen-
dung in den provisorisch eingeführten politisch-gerichtlichen organismen“, womit die 
territoriale einteilung der länder, kreise und bezirke gemeint war, die neue struktur des 
Gemeindewesens, und die politischen und gerichtlichen organe. Zweitens sollen allge-
meine Grundsätze für die reorganisierung der genannten institutionen erstellt werden, 
dann, drittens, seien Vorschläge auszuarbeiten, welche rolle etwaige, die staatsgewalt 
beratende organe, die den maßgebenden gesellschaftlichen schichten des jeweiligen 
kronlandes zu entstammen hätten, spielen sollen, und viertens sei vorzuschlagen, wie die 
neu aufgestellten Grundsätze in den kronländern unter berücksichtigung ihrer 
 historischen individualität in die tat umgesetzt werden sollen. damit stellte der reichs-
ratspräsident nun die wichtigsten, bereits in kraft gesetzten „errungenschaften“ der 
Verfassung zur diskussion, denn davon betroffen waren unter anderem die landesstatu-
te, das Gemeindegesetz und die neue justizorganisation sowie die unabhängigkeit der 
richter und die Geschworenengerichte. Zur umsetzung der hier skizzierten Vorschläge 
schlägt kübeck die errichtung einer kommission aus mitgliedern des minister- und des 
reichsrates vor, die Vorarbeiten, also akkordierte Grundsätze zu den einzelnen punkten, 
liefern sollte. auf der basis dieser Vorarbeiten hätten dann, nach erfolgter kaiserlicher 
sanktion, die detaillierten beratungen der zuständigen organe, der einzelnen ministeri-
en und des reichsrates also, unter der direkten kontrolle des monarchen zu beginnen.
kübeck hielt während dieser Zeit kontakt mit den maßgeblichen männern der regierung, 
mit schwarzenberg und bach. doch die Gespräche über die Verfassungsrevision zogen 
sich ohne greifbare ergebnisse in die länge. dem reichsratspräsidenten gelang es erst am 
1. oktober nach zweistündiger unterredung, den ministerpräsidenten von seinen Verfah-
rensvorschlägen in der angestrebten revision zu überzeugen33. am übernächsten tag 

33 kübeck, tagebücher 2/1, 60, Eintragung v. 1. 10. 1851.



XiXEinleitung

legten die beiden präsidenten dem kaiser einen gemeinsamen Vortrag zu dieser Frage vor. 
dem Vortrag lagen zwei „ausarbeitungen“, von kübeck und von schwarzenberg, über 
den komplex Verfassungsrevision bei34. die „ausarbeitung“ kübecks war die bereits er-
wähnte arbeit vom 20. september 185135. die von schwarzenberg vorgelegte „ausarbei-
tung“ war eine in zwei abschnitte gegliederte arbeit von mehreren dutzend seiten36. 
Gleich zu anfang des ersten teils stellt der autor fest, daß der kaiserliche auftrag zur 
revision klar die aufhebung der Verfassung impliziere. die aufhebung habe unmittelba-
re auswirkungen auf bereits bestehende Verordnungen des privatrechtlichen, administra-
tiv-rechtlichen und konstitutiven lebens. im privatrechtlichen sektor müsse zugleich mit 
der abolition der Verfassung zur beruhigung der bevölkerung ein klarer ah. Willensaus-
spruch erfolgen. dieser sektor umfaßt das staatsbürgerrecht, die Freizügigkeit der person 
und des Vermögens, die „gleichmäßige Zugänglichkeit der öffentlichen Ämter und staats-
dienste“, dann die aufhebung des untertänigkeitsverbandes und die Grundentlastung – 
alle diesbezüglichen bestimmungen, folgert der autor, können weiter in kraft bleiben. 
die den nichtkatholischen konfessionen und den juden zugestandenen rechte werden 
hingegen in Frage gestellt. auf dem Gebiet der Verwaltung ist ohnehin durch die erlässe 
vom 20. august die stellung des ministerrates, das ist die ministerverantwortlichkeit, und 
des reichsrates eindeutig geregelt. die kompetenzen des reichsgerichtes und des rech-
nungshofes sind – stark einschränkend – neu zu definieren. die stellung der statthalter 
ist strikt nach dem monarchischen prinzip aufzufassen. das Gemeindewesen bedarf bei 
den städten keiner Änderung, bei den landgemeinden allerdings schon; hier sind die 
selbstverwaltung einzuschränken und die interessen des Großgrundbesitzes im höheren 
maße zu berücksichtigen. das alles hat unter Wahrung der je nach kronland divergieren-
den bedürfnisse in die Wege geleitet zu werden. in der justizverwaltung wird das prinzip 
der Gewaltentrennung auf der untersten ebene aufgegeben. die einheitliche Gesetzgebung 
und die Gleichstellung vor dem Gesetz bleiben aufrecht, die mündlichkeit und öffent-
lichkeit des Zivilprozesses wird hingegen in Frage gestellt. auch die institution der Ge-

34 Vortrag v. 3. 10. 1851 samt Beilagen, hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 3759/1851.
35 Siehe Anm. 32.
36 Sie ist inhaltlich vollständig und formal überwiegend identisch mit der in der Fachliteratur so bezeichneten 

denkschrift bach; ähnlich auch die Bachschen andeutungen, Nr. 600 a; vgl. heinrich Friedjung, öster-
reich von 1848 bis 1860, 1 (stuttgart/berlin 1908) 479, joseph redlich, das österreichische staats- und 
reichsproblem. Geschichtliche darstellung der inneren politik der habsburgischen monarchie von 1848 
bis zum untergang des reiches 1/2 (leipzig 1920), 133 und Friedrich Walter, die österreichische Zen-
tralverwaltung; 3. abteilung: Von der märzrevolution 1848 bis zur dezemberverfassung 1867; 1: die 
Geschichte der ministerien kolowrat, Ficquelmont, pillersdorf, Wessenberg-doblhoff und schwarzenberg 
(= Veröffentlichung der kommission für neuere Geschichte österreichs 49, Wien 1964) 521 f. Die von 
Wilhelm brauneder, „bachs denkschrift“ von 1851: ein Forschungsirrtum. In: Werner ogris/Walter h. 
rechberger (hg.), Gedächtnisschrift herbert hofmeister (Wien 1996) 83–88, gebrachten Argumente gegen 
die Autorschaft Bachs sind von Georg seiderer, liberalismus und neoabsolutismus. studien zur Verfas-
sungspolitik und Verwaltungsreform in der habsburgermonarchie unter alexander bach 1848–1859. 
habilitationsschrift ludwig-maximilian-universität münchen. Fakultät für Geschichts- und kunstwis-
senschaften (masch. manuskript münchen 2004) 97, anm. 199 überzeugend widerlegt worden. Auch 
stefan lippert, Felix Fürst zu schwarzenberg. eine politische biographie (= historische mitteilungen. im 
auftrag der ranke Gesellschaft, Vereinigung für Geschichte im öffentlichen leben e.V. beiheft 21, stutt-
gart 1998) 388–393, dürfte die tatsächliche Urheberschaft dieser Denkschrift nicht erkannt haben.
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schworenengerichte wird angezweifelt, der Grundsatz der unabsetzbarkeit der richter 
verworfen. die Grundsätze der konfessionellen Freiheiten, der lehr- und lernfreiheit, der 
„zugesicherte schutz der nationalen entwicklung“ müssen nach neu erstellten prinzipien 
beraten und entschieden werden. bei den politischen rechten ist die Frage der preßfreiheit 
ohnehin schon in beratung; das petitionsrecht „ist ein rein theoretischer begriff“ und das 
Vereins- und Versammlungsrecht ist „glücklicherweise nie in Wirksamkeit getreten“. be-
züglich der „konstitutiven“ bestimmungen stehen die einheit des reiches und die selb-
ständigkeit der einzelnen kronländer außer Frage. die einschränkung der ausübung der 
regierungsgewalt des monarchen und die mitwirkung parlamentarischer körper bei 
ausübung gesetzlicher Gewalt sind hingegen untragbar geworden. somit sind der reichs-
tag, die landtage sowie die landesverfassungen aufzuheben. Zugleich muß klar gemacht 
werden, welche institutionen die interessen der bevölkerung wahrzunehmen haben. der 
Verfasser schlägt auf landesebene eine beratende körperschaft vor, die „aus den wesent-
lichen Faktoren der Gesellschaft zusammengesetzt“ (also nach neoständischen prinzipien 
aufgebaut) ist und deren kompetenzen durch die landesfürstliche initiative beschränkt 
bleibt. analog dazu ist auf reichsebene ein beratendes „reichs-kollegium“ ins leben zu 
rufen. schließlich wird die krönung durch den papst zum Zeichen der hervorragenden 
stellung des monarchen angeregt.
dieser erste teil der von schwarzenberg vorgelegten „ausarbeitung“ stellte auf der basis 
der rechtswirklichkeit die notwendigen Änderungen vor, welche sich aus der aufhebung 
der Verfassung ergaben, die vom autor als beschlossen angesehen und von ihm akzeptiert 
wurde. unter dieser konkreten bedingung waren die gemachten Vorschläge zu sehen; die 
tendenz ging dahin, vom Geist der in der Verfassung kodifizierten bürgerlichen Freihei-
ten zu retten, was zu retten war. diese tendenz setzte sich im zweiten teil der „ausar-
beitung“ fort.
Zunächst werden ausführlich die meriten des alten, vormärzlichen systems gewürdigt, das, 
so der autor, gerecht, ausgewogen und in der bevölkerung angesehen und akzeptiert war. 
Warum soll, stellt dann der Verfasser des operats die rhetorische Frage, nicht auch heute 
ein ähnliches systems, getragen vom beamtentum und dem militär, bestand haben. Weil, 
antwortet er, eine „rein beamtlich-militärische regierungsweise den gegenwärtigen bedürf-
nissen und Verhältnissen der monarchie und der allgemeinen lage von europa nicht 
entsprechen werde“. Gerade die anzustrebende internationale bedeutung österreichs ge-
bietet es, eine solide herrschaftsgrundlage im inneren zu schaffen. denn die Verhältnisse 
haben sich in der letzten Zeit geändert, die öffentliche meinung ist nun mal gegen eine 
„beamtliche“ regierungsform. ihre durchsetzung führt unweigerlich zum einsatz militä-
rischer mittel, der ausrufung des belagerungszustandes, was die monarchie sowohl nach 
innen als auch nach außen schwächt. dann wird die theoretische Grundlage für das Fol-
gende geliefert: „die politische einsicht der regierten in den Zusammenhang der allgemei-
nen und speziellen interessen ist eines der wichtigsten bindungsmittel für die monarchie, 
eine der dauerhaftesten Grundlagen für die anhänglichkeit an das regierende haus“. selbst 
die revolutionsepoche hat das bewiesen. es ist daher die pflicht der regierung, sich über 
die interessen der regierten zu informieren und ihren bedürfnissen rechnung zu tragen. 
am besten geschieht dies nicht auf Grundlage einer konstitutionell-parlamentarischen 
beteiligung weiter bevölkerungsteile, sondern unter schaffung der bereits im ersten teil der 
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„ausarbeitung“ skizzierten institutionen der landes- beziehungsweise reichskollegien. es 
ist ein Gebot der stunde, wird weiter argumentiert, das reichskollegium sofort ins leben 
zu rufen, da es noch dauern wird, bis die Grundlage zu seiner beschickung – die landes-
kollegien – installiert werden können; jetzt könne der herrscher direkt die Geeigneten in 
dieses Gremium berufen und so den befürchtungen der bevölkerung, die nach der aboli-
tion der Verfassung entstehen können, entgegensteuern. „die berufung“, schließt der 
Vorschlag, „könnte übrigens anknüpfend an das reichsratsstatut in der Form der statuten-
mäßigen Verstärkung des reichsrates durch außerordentliche theilnehmer erfolgen“.
War der erste teil der von schwarzenberg vorgelegten „ausarbeitung“ ein programmati-
scher entwurf für die Gestaltung der politik nach der Verfassungsaufhebung, so war der 
zweite teil ein Versuch, die installierung eines reinen absolutismus zu verhindern und 
möglicherweise kümmerliche reste der konstitutionalismusidee zu bewahren. Vor allem 
der Vorschlag zur installierung eines reichskollegiums kann dahin gedeutet werden, 
wenngleich diese einrichtung nur als ein beratendes Gremium konzipiert war und sich 
schon stark an der ideenwelt des ständischen absolutismus anlehnte. Zugleich hatte der 
Verfasser offenbar das Ziel verfolgt, durch aufblähung des reichsrates die nach den 
augusterlässen gestärkte stellung dieser institution zu vermindern und so den einfluß 
kübecks indirekt zu schwächen. es sei angemerkt, daß hier das erste mal substantiell die 
idee eines „verstärkten reichsrates“ formuliert wurde. 
in dem bereits erwähnten Vortrag, dem diese beiden arbeiten angeschlossen waren, 
wurde nun behauptet, daß es zwischen den grundlegenden ansichten der beiden präsi-
denten keine wesentlichen unterschiede gäbe und die differenz lediglich darin bestünde, 
daß der ministerpräsident einige entscheidungen des kaisers zur sofortigen erledigung 
anregte, während der reichsratspräsident erst die ergebnisse eingehender beratungen 
abwarten wollte. schließlich wurde im beiderseitigen einverständnis vorgeschlagen, nach 
dem vom reichsratspräsidenten empfohlenen prozedere vorzugehen. der kaiser geneh-
migte die bildung einer gemischten kommission und befahl, „unverzüglich die nötigen 
einleitungen zur Vollziehung zu treffen“37.
die beiden präsidenten taten, wie ihnen befohlen. Von seite des ministeriums wurden 
die minister bach, andreas baumgartner und philipp krauß, von seite des reichsrates 
die reichsräte Franz Freiherr krieg v. hochfelden, norbert v. purkhart und anton sal-
votti Freiherr v. eichenkraft und bindenburg als mitglieder der kommission nominiert38. 
die instruktionen, die alle mitglieder erhielten, bestimmten, daß unter dem aspekt des 
monarchischen prinzips und der einheit des reiches nicht nur die revision der Verfassung 
ihre aufgabe war, sondern auch die kritische prüfung der aus den Grundsätzen dieser 
Verfassung hervorgegangenen organisation der politischen und gerichtlichen einrichtun-
gen, wie die territorial-, landes-, kreis- und bezirkseinteilung in den einzelnen kronlän-
dern, und das justiz- und Gemeindewesen überhaupt. sodann sollte die kommission 
Vorschläge für die allgemeinen Grundsätze zur reorganisation des politischen und justiz-
wesens liefern. Ferner war die Frage zu klären, welche „Faktoren aus den gesellschaftlichen 
schichten mit rücksicht auf die früheren historischen einrichtungen“ in etwaige bera-

37 Ah. E. v. 4. 10. 1851 auf den in Anm. 34 zit. Vortrag.
38 Die Einberufungsschreiben u. a. in hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 3759/1851. 
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tungskörper bei den regierungsorganen zu berufen wären. die oberaufsicht über diese 
kommission war paritätisch schwarzenberg und kübeck übertragen worden39. 
der tatsächliche beginn der beratungen verzögerte sich jedoch; krieg war eine Zeit lang 
bettlägerig, salvotti auf urlaub40. erst ende oktober trat die kommission zu Vorberatun-
gen zusammen. bach umriß zunächst die aufgaben der kommission, wobei er sich ziem-
lich genau an die Vorgaben aus den erwähnten instruktionen hielt. die anwesenden 
waren sich einig, daß es bei dieser ersten Zusammenkunft lediglich um einen mehr oder 
minder informellen meinungsaustausch zu den wichtigsten beratungsthemen ging. stoff 
für eine längere diskussion lieferten die textierung und der inhalt des i. abschnittes der 
oktroyierten Verfassung, also die bestimmungen über das reich. meinungsdifferenzen 
ergaben sich bei der stellung der serbischen Woiwodschaft, bei tirol – hier war es die 
Zuordnung von trient und brixen −, bei der erwähnung der Gleichberechtigung der 
Volksstämme (die, auch schon früher gewährleistet, als überflüssig erschien), und auch die 
bezeichnung „kronland“ wurde als nicht adäquat kritisiert. als weitere wichtige behand-
lungsfragen für die arbeit der kommission wurde die trennung der justiz von der Ver-
waltung, die öffentlichkeit und mündlichkeit des Gerichtsverfahrens mitsamt den Ge-
schworenengerichten, die unabhängigkeit der richter sowie die rolle der Gemeinde als 
unterstes administratives organ angesprochen − themen der abschnitte iV, V, iX, Xi und 
Xii der märzverfassung. einig war man sich hier, daß die trennung der justiz von der 
Verwaltung auf der untersten stufe nicht aufrechterhalten werden sollte und daß die 
richter, da beamte, nur bedingt unabhängig wären. schließlich einigte man sich in einer 
weiteren Vorberatung darauf, die justizorganisation in einem engeren kreis auszudiskutie-
ren, und daß die revision des Gemeindewesens die trennung zwischen stadt- und land-
gemeinde und die interessen des Großgrundbesitzes berücksichtigen sollte, die admini-
strative kompetenz der Gemeinde überhaupt neu zu definieren wäre, wobei Vorschläge 
von den jeweiligen landeskollegien zu kommen hätten, da diese die zu berücksichtigenden 
historischen eigenheiten der einzelnen länder besser zu würdigen wüßten. bach teilte die 
ergebnisse der Vorberatungen schwarzenberg am 5. november 1851 schriftlich mit41.
der kaiser war mit dem „schleppenden Gange“ der angelegenheit offensichtlich unzu-
frieden und übertrug kurzerhand die leitung der kommission seinem reichsratspräsiden-
ten42. darüberhinaus wies er, nach rücksprache mit kübeck und nach dessen Vorschlag, 
den ministerpräsidenten an, bis zum abschluß der kommissionsberatungen sorge dafür 
zu tragen, daß alle „organisch-reformierenden maßregeln“ eingestellt würden43. der 

39 Diese Instruktion u. a. als circulandum an Krieg, Purkhart und Salvotti in ebd., rr., Ga. 118/1851. 
40 Schreiben Kübecks an Schwarzenberg v. 10. 10. 1851 und v. 17. 10. 1851, beide in ebd., kab. kanzlei, 

mrZ. 3686/1851.
41 Schreiben Bachs an Schwarzenberg, ava., nachlaß bach 40, Fasz. Verfassung ii, anbei auch das Protokoll 

der Vorberatung v. 30. 10. 1851 und eine kurze Darstellung der Vorberatung v. 4. 11. 1851. Offenbar hat 
es zumindest noch eine weitere Kommissionssitzung, am 1. 10. 1851, gegeben, von der es aber keine schrift-
lichen Aufzeichnungen gibt, Walter, nachlaß kübeck 81, Tagebucheintragung v. 1. 10. 1851.

42 ebd., Tagebucheintragungen v. 5. und 8. 11. 1851; das entsprechende Handschreiben v. 8. 11. 1851 in 
hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 3852/1851. 

43 Vortrag Kübecks in Folge des mir mündlich ertheilten allerhöchsten auftrages v. 10. 11. 1851 mit dem 
Konzept des Kabinettschreibens, ebd., rr., präs. 180/1851; Original des Kabinettschreibens in ebd., kab. 
kanzlei, mrZ. 3786/1851.
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reichsratspräsident, der weder schwarzenberg und noch viel weniger bach traute, wachte 
mit argusaugen über die einhaltung dieser Weisung. als er darüber informiert wurde, 
daß man in ungarn mit der einführung der Gemeindeordnung, insbesondere mit der 
anstellung von Gemeindebeamten fortfahre und auch in Wien die aufhebung der Vor-
stadtgemeinden und die Vereinigung ihrer Verwaltungen und Vermögen mit der stadtge-
meinde weiter betreibe, beschwerte er sich nachhaltig über diese eigenmächtigkeit des 
innenministers44. der kaiser reagierte sofort und wies bach an, alle diese maßnahmen 
augenblicklich zu sistieren45. hinsichtlich der Verfassungsrevisionskommission enttäuschte 
kübeck die in ihn gesetzten erwartungen nicht. bereits drei tage nach seiner bestellung 
zum Vorsitzenden der kommission trat diese zur ersten „echten“ beratung zusammen, der 
noch weitere, am 13., 18., 20., 25. und 27. november 1851 und in drei protokollen 
zusammengefaßt, folgen sollten46. kübeck stellte sofort die axiome fest, unter denen sich 
die beratungen vollziehen sollten – „das prinzip und der Zweck der aufrechterhaltung 
aller bedingungen der monarchischen Gestaltung und der staatlichen einheit des reiches“. 
die parameter zum richtigen Verständnis der monarchischen idee lieferte er sogleich mit: 
die dynastische macht des staatsoberhauptes, die erblichkeit, die ungeteilte ausübung der 
gesetzgebenden, vollziehenden und richter lichen Gewalt, keinerlei autonomie der einzel-
nen länder und die untrennbarkeit aller unter der österreichischen krone vereinigten 
Gebiete – also absolutismus pur. dementsprechend sahen die beratungen und die be-
schlüsse der revisionskommission aus. unter der geschickten, bestimmten und bestim-
menden leitung des reichsratspräsidenten wurden die beratungen nach dem bereits in 
den Vorberatungen skizzierten schema abgewickelt. die darüber angefertigten protokolle 
sind insofern bemerkenswert, als sie einen unmittelbaren Zugang zur ideenwelt der prot-
agonisten, zu ihren ideologischen und politischen maximen ermöglichen. Zum teil han-
delte es sich um eine merkwürdige Vermischung traditionalistischer Vorstellungen mit der 
einsicht, neue strukturen schaffen beziehungsweise belassen zu müssen, da diese sich aus 
pragmatischen Gründen als notwendig erwiesen. so war es bei der um- und beschreibung 
des Gesamtreiches als einheit (besitz der krone) und der auflistung seiner einzelteile; die 
diskussion drehte sich um die neu kreierten selbständigen Verwaltungseinheiten, um ihre 
(Wert)stellung. in der Frage, ob den einzelnen ländern ein statthalter oder ein in der 
machthierarchie minderer Vertreter der staatlichen/kaiserlichen Gewalt vorstehen sollte, 
spielte sowohl die Größe des landes als auch die historische individualität eine rolle. hier 
zeigte sich auch der fast schon zwanghafte drang, alle spuren der revolution zu beseitigen 
− die bezeichnung „kronland“ wurde kritisiert, da dieser begriff eine neuschöpfung 
dieser epoche war. die trennung von Verwaltung und justiz wurde als prinzip aufgegeben, 
allerdings nur auf der untersten administrativen stufe, den bezirksämtern, sollte aber auf 
den höheren stufen befolgt werden. die bezirksämter waren dann auch als eine art funk-
tionaler ersatz für die aufgelöste, der landbevölkerung vertraute patrimonialverwaltung 
gedacht; das galt allerdings nur für die Form der Verwaltung, denn tatsächlich sollte hier 

44 Vortrag Kübecks v. 24. 11. 1851, ebd., rr., präs. 210/1851.
45 Das entsprechende Handschreiben (Abschrift) an Bach v. 25. 11. 1851, ebd.; siehe dazu auch die Vorträge 

Bachs v. 4. 12. 1851, ebd., kab. kanzlei, mrZ. 4072 und 4073 beide ex 1851.
46 Die Protokolle dieser Beratungen abgedruckt als ergänzende protokolle anderer provenienz i, ii, iii.
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die altständische, von den Gutsbesitzern wahrgenommene bedingte selbstverwaltung 
durch eine direkte staatliche (landesfürstliche) entscheidungskompetenz ersetzt werden. 
die Grundrechte, die bisher den Gemeinden zustanden, wurden mit dem seltsam anmu-
tenden argument, diese beruhten bloß auf theoretischen Grundlagen, weggewischt. eine 
mehr pragmatische, wenngleich zumindest diskussionswürdige begründung für diesen akt 
brachte die aussage, die Gemeinden wären gar nicht in der lage, die aufgaben ihres 
„natürlichen Wirkungskreises“ wahrzunehmen. Was tatsächlich hinter der beschneidung 
der Gemeindekompetenzen stand, brachte kübeck auf den punkt: „die freie Gemeinde 
beruht zu sehr auf demokratischer basis, und die graduelle steigerung von der freien orts- 
zur bezirks-, kreis- und landesgemeinde würde in der höchsten stufe zur freien reichs-
gemeinde, d. i. republik, führen.“ Folgerichtig war in den augen der kommission das 
primäre Ziel, das (erdrückende) Übergewicht der staatlichen administration sicherzustel-
len. ihren Verwaltungsstufen/einheiten – bezirk, kreis, statthalterei – stand lediglich auf 
der bezirksebene die Gemeinde als organ der selbstverwaltung gegenüber, die wesentli-
cher rechte beraubt, einer starken kontrolle des staates in fast allen bereichen unterwor-
fen war. auch hier gab es eine „begründung“: „der einfluß der lf. behörden auf die 
Gemeindeangelegenheiten hat sich zu allen Zeiten als höchst wohltätig, besonders in 
absicht auf die erhaltung des Gemeindevermögens bewährt.“ der in der Verfassung po-
stulierte mündige bürger wurde also zum objekt mit lediglich bedingter Verantwortungs- 
und handlungsfähigkeit herabgestuft und der obhut der staatlichen, landesfürstlichen 
autorität überantwortet. das galt vor allem für die ländliche bevölkerung, denn es sollte 
nachhaltig zwischen den land- und den stadtgemeinden unterschieden werden. Für die 
stadtgemeinde war eine andere struktur als für das „flache lande“ vorgesehen. das Wahl-
recht zu den Vertretungskörpern sollte nicht nur personen, sondern im größeren ausmaß 
interessen berücksichtigen, womit − als traditioneller aspekt – geistliche korporationen, 
der klerus, gemeint waren, aber auch korporationen, die materielle Zwecke verfolgten, 
also Gewerbe- und handelsvereinigungen. Vertretungsrechte wirtschaftlicher interessens-
verbände waren nichts neues, von bedeutung war, daß sie in Zeiten der politischen re-
aktion dennoch nicht übergangen wurden und so später als eine wichtige bedingung für 
die weitere ausbildung der bürgerlichen Gesellschaft dienen konnten. auf der anderen 
seite wurde aber die sonderstellung des Großgrundbesitzes bei der Gemeindebildung 
anerkannt, was ebenfalls weitreichende Folgen haben sollte. beim justizwesen folgte die 
revisionskommission dem Grundsatz, daß im gesamten reich die rechtsprechung und 
Verwaltung von den landesfürstlichen Gerichten, in Vertretung und im auftrag des mon-
archen, ausgehen werde. das axiom des monarchischen prinzips bestimmte auch die 
Frage der unabhängigkeit und unabsetzbarkeit der richter, der öffentlichkeit und münd-
lichkeit des Gerichtsverfahrens. alle Gerichtsbarkeit ging nun, so die einhellige meinung 
der kommission, vom monarchen aus und wurde in seinem namen von den richtern 
vollzogen. Zudem waren die richter beamte und somit – nicht zuletzt durch den neuen 
eid – ausschließlich dem kaiser gegenüber verantwortlich. das in der Verfassung postu-
lierte prinzip der Gewaltenteilung wurde vom monarchischen prinzip außer kraft gesetzt. 
die diskussion über die mündlichkeit und öffentlichkeit brachte keine klare mehrheits-
entscheidung; die argumentation ging von einem „gefährlichen und so oft mißbrauchten 
mittel“ bis zur durchaus wünschenswerten, weil das publikum beruhigenden kontrolle, 
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die die rechtmäßigkeit des Verfahrens garantiere. die Geschworenengerichte fanden 
unter den neuen bedingungen selbstverständlich keine existenzberechtigung.
die aufhebung der reichsverfassung bedingte nicht nur das ende der neuen, bereits 
beschlossenen landesverfassungen, es stellte sich nun die Frage, ob die alten, ständischen 
Verfassungen wieder eingeführt werden sollten. da das monarchische prinzip und die 
staatliche einheit des reiches als oberstes prinzip postuliert worden waren, war die kom-
mission einhellig der meinung, daß die Wiedereinführung der alten Verfassungen, die 
auf dem prinzip der Gewaltenteilung beruhten, nicht mehr zulässig war. um jedoch den 
ständischen erbadel, also das erblichkeitsprinzip, zu erhalten und zu stärken, wurde der 
kübecksche Vorschlag angenommen, so etwas wie adelsvereine zu gründen. diese sollten 
„keine Vereinigungen mit korporativen rechten“ sein, sie sollten mit politisch irrelevan-
ten, weitgehend ikonographischen Vorrechten ausgestattet werden, wie besonderen uni-
formen und bedeutungslos geworden Ämtern. aber gerade die beibehaltung dieser Äm-
ter relativierte die bedeutungslosigkeit, denn darin kam implizit die besondere, je nach 
kronland unterschiedlich „organisch“ entstandene Verbindung zwischen landesfürst und 
adel zum Vorschein. Weiters sollte auch die Gründung von Fideikommissen und majo-
raten erleichtert werden. eigene kreis- und landesausschüsse mit ausschließlich beraten-
der Funktion wären den staatlichen organen beizugeben, die sich aus Vertretern des 
Grundbesitzes, der kirche, der schule und der industrie zu rekrutieren hätten, wobei 
dem Grundbesitz ein dominierender einfluß einzuräumen wäre. auf der untersten Ver-
waltungsebene, wo administrative Verbindlichkeiten einzugehen wären, schlug die kom-
mission vor, den beratungsorganen gewisse entscheidungsrechte zuzubilligen, freilich 
unter strengster kontrolle der staatsorgane. die beratung der kommission schloß mit 
einigen Vorschlägen für das prozedere bei der Verwirklichung der dargelegten Vorschläge, 
wobei festgehalten wurde, daß die Vorschläge keine definitiven und umfassenden lösun-
gen aller sich aus der Verfassungsrevision ergebenden Fragen liefern könnten und daß 
den ministerien bei den Vorschlägen zur regelung einiger angelegenheiten nach bera-
tungen mit den landesstellen ein gewisser spielraum gelassen werden sollte. die schließ-
lich vom kaiser zu erlassenden, sehr allgemein gehaltenen Grundsätze für die durchfüh-
rungsarbeiten wären der öffentlichkeit bekanntzugeben.
kübeck übernahm es, eine „nachweisende Zusammenstellung der hauptergebnisse der 
berathungen der zum behufe der Verfassungs-revision aufgestellten commission“ abzu-
fassen, und er übermittelte sie dem ministerpräsidenten mit der bitte um lithographische 
Vervielfältigung47. es sollten zwei Wochen vergehen, bis schwarzenberg dieser bitte 
entsprach48.
nachdem also die schriftlichen unterlagen über die Verhandlungen und ergebnisse der 
Verfassungsrevisionskommission zur Verfügung standen, konnten die beiden maßgebli-

47 Walter, nachlaß kübeck 82, Tagebucheintragungen v. 26. und 28. 11. 1851. Schreiben (K.) Kübecks an 
Schwarzenberg v. 1. 12. 1851, hhsta., rr., präs. 218/1851. Die nachweisende Zusammenstellung u. 
a. in ebd., rr., Ga. 118/1851, abgedruckt bei redlich, staats- und reichsproblem 1/2, 140–155.

48 Schreiben Schwarzenbergs an Kübeck v. 15. 12. 1851 mit dem er die vervielfältigte nachweisende Zusam-
menstellung und die drei Protokolle der Verfassungsrevisionskommission zur Verfügung stellte, hhsta., rr., 
präs. 237/1851.
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chen Gremien, der ministerrat und der reichsrat, getrennt mit der abschließenden 
diskussion der „Verfassungsrevision“ am 17. bzw. am 18. dezember 1851 beginnen. der 
reichsrat brauchte dazu vier sitzungen und konnte bereits am 23. dezember 1851 die 
schriftlich ausgearbeiteten beratungsergebnisse vorlegen49. sie deckten sich vollinhaltlich 
mit den von der Verfassungsrevisionskommission vorgelegten Vorschlägen. der reichsrat 
zog daraus den schluß, daß die Verfassung vollständig aufzuheben wäre; lediglich die in 
ihrem iii. abschnitt ausgesprochene Gleichheit aller staatsangehörigen vor dem Gesetz 
und die aufhebung des untertans- und hörigkeitsverbandes mit den damit verbundenen 
leistungen wäre erneut zu garantieren. das proponierte prozedere, das deutlich die 
handschrift kübecks trug, sah vor, durch ein kaiserliches patent die Verfassung aufzuhe-
ben, um unmittelbar darauf die allgemeinen Grundsätze für die organisation in Form 
von handschreiben an den minister- und den reichsratspräsidenten zu publizieren.
die behandlung der ergebnisse der Verfassungsrevisionskommission im ministerrat ver-
lief nicht so glatt wie im reichsrat und zog sich in die länge. die bedenken, die gegen 
die in der „nachweisenden Zusammenstellung“ aufgelisteten beratungsresultate der kom-
mission vorgebracht wurden, waren schwerwiegend, ja sie widersprachen teilweise der 
von kübeck so hartnäckig verfolgten Generallinie. so zum beispiel, als karl krauß dar-
auf beharrte, daß „die staatliche einheit vornehmlich durch die einheit der regierungs-
maximen und der Gesetze dargestellt werde“ und dabei von seinem bruder und von bach 
assistiert wurde, die eine einheitliche Verwaltungsstruktur für das gesamte reich verlang-
ten, was wiederum im Gegensatz zur idee der historisch gewachsenen individualität der 
einzelnen länder stand. dem ministerrat genügte die bloße „personal- und territori-
aleinheit“ nicht, er beschloß eine erweiterte definition der staatlichen einheit, in die 
neben dem dynastischen prinzip und der politischen untrennbarkeit der einzelnen län-
der des reiches auch die einheit der Gesetzgebung, des rechtes und der Verwaltungs-
grundsätze sowie der vollziehenden Gewalt, der Zentralbehörden, „namentlich des mi-
nisteriums und zwar in seiner Gesamtheit“ gefordert wurde50. es gab auch kritik an 
einzelnen punkten hinsichtlich der von der kommission vorgeschlagenen Änderungen 
im justiz- und Verwaltungsbereich, wobei die tendenz eindeutig in richtung der beibe-
haltung der neuen strukturen ging, wie bei der ablehnung der Wiedereinführung der 
kollegialverfassung auf der höchsten Verwaltungsstufe der länder, der statthalterei51. in 
dieser art zogen sich die beratungen des ministerrates bis zum 24. dezember hin; dabei 
wurde etwa die hälfte der „nachweisenden Zusammenstellung“ durchgearbeitet52.
als die minister am 26. dezember zu einer weiteren beratung zusammenkamen, mußten 
sie eine unangenehme Überraschung erleben. ihr präsident teilte ihnen mit, daß er ent-
würfe von ah. kabinettschreiben, mit denen die außerkraftsetzung der Verfassung be-

49 Die ergebnisse der sitzungen und besprechungen des reichsrathes welche am 18., 19., 20. und 23. 
dezember 1851 über die demselben mitgetheilten protokolle der Verfassungs-revisions-commission nach 
der eminenten mehrheit der stimmen statt gefunden haben“ u. a. in hhsta., rr., Ga. 118/1851.

50 Siehe dazu MR. v. 17. 12. 1851/VIII, MR. v. 19. 12. 1851/IX und MR. v. 20. 12. 1851/IV.
51 Siehe dazu MR. v. 23. 12. 1851/III.
52 Siehe dazu die darstellung der abweichungen, welche in der nachweisenden Zusammenstellung der 

hauptergebnisse der berathung der commission zu den Vorarbeiten der revision der Verfassung vom 4. 
märz 1849 vom ministerrathe beschlossen worden sind, in hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 4391/1851.
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fohlen wurde, und auch die Grundsätze, nach denen die neue organisierung der wich-
tigsten Gegenstände des reiches erfolgen sollte, vom kaiser erhalten habe. der kaiser, 
erklärte schwarzenberg weiter, wünsche gleich morgen diese angelegenheit unter seinem 
Vorsitz zu beraten. der ministerrat ersuchte um „Fristerstreckung“, um die Grundsätze 
einer genauen prüfung unterziehen zu können53. das wurde offensichtlich zugestanden, 
denn in der nächsten ministerratssitzung, am 27. dezember, wurden diese Grundsätze, 
die nichts anderes waren als der wörtlich übernommene schriftliche bericht der reichs-
ratssitzungen über die ergebnisse der Verfassungsrevisionskommission54, kritisch bespro-
chen. die tendenz ging dahin, kümmerliche reste von dem, was auf der basis der 
Verfassung in die Verwaltungs- und justizstrukturen eingeflossen war, zu retten55. im 
Grunde genommen war es ein überflüssiger arbeitsaufwand, denn schon allein der um-
stand, daß der kaiser die propositionen des reichsrates als richtlinie für die zukünftige 
Gestaltung des reiches bestimmt hatte, zeigte deutlich die machtgrenzen des minister-
rates auf. am 29. dezember versammelten sich unter dem Vorsitz des kaisers sämtliche 
mitglieder des ministerrates und des reichsrates zur beratung der noch anstehenden 
Fragen; diese Zusammenkunft wird zwar in der kabinettskanzlei der reihe der minister-
ratsprotokolle zugeordnet, trägt aber im kopfregest die bezeichnung „conferenz“56. 
Gegen die textierung des kaiserlichen patentes zur aufhebung der märzverfassung „ergab 
sich von keiner seite eine erinnerung“. der Vorschlag des reichsrates krieg, zugleich 
mit der abolition der Verfassung auch die Grundrechte außer kraft zu setzen, wurde 
vom kaiser an die Verfassungsrevisionskommission zur weiteren klärung gewiesen. die 
diskussion, die sich über die Grundsätze für die neue organisierung der politischen und 
justizverwaltung entwickelte, wurde größtenteils nach den reichsrätlichen Vorschlägen 
entschieden, beziehungsweise wurden die entscheidungen über einige Fragen auf später 
verschoben. bereits am nächsten tag trat die revisionskommission zusammen, um die 
ihr zugewiesene aufgabe zu erfüllen. nachdem einstimmig beschlossen worden war, daß 
die Grundrechte gleichzeitig mit der Verfassung aufgehoben werden sollten, drehte sich 
die diskussion lediglich um die weitere Gewährung der zugestandenen rechte auf freie 
religionsausübung. nach dem schließlich beschlossenen patententwurf sollten diese 
rechte nur für jene länder gelten, die seinerzeit auch in den Genuß der Grundrechte 
gekommen waren, und nur für jene kirchen und religionsgemeinschaften Verwendung 
finden, die in diesen ländern anerkannt waren. das patent sollte den angehörigen die-
ser anerkannten religionsgemeinschaften alle bürgerlichen und öffentlichen rechte zu-
sichern57.
mit dieser letzten beratung war der Weg frei für den offiziellen akt der aufhebung der 
märzverfassung und den beginn der umwandlung der habsburgermonarchie in einen 
buchstäblich absolutistischen staat, also für die publikation des sogenannten silverster-

53 Siehe MR. v. 26. 12. 1851/I.
54 Zit. in Anm. 49.
55 MR. v. 27. 12. 1851/I. Die vom Ministerrat vorgeschlagenen Änderungen als Korrekturen zu den vom 

Reichsrat ausgearbeiteten ergebnissen, Beilage zu hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 4391/1851.
56 MR. v. 29. 12. 1851/I.
57 Sitzungsprotokoll und Patententwurf in hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 4391/1851.
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patentes. tatsächlich bestand dieses „patent“ aus zwei kaiserlichen patenten und den 
„Grundsätzen für organische einrichtungen in den kronländern des österreichischen 
kaiserstaates“. der kaiser unterzeichnete sie am 31. dezember 1851, sie wurden in der 
„Wiener Zeitung“ am 1. jänner 1852 publiziert58. das erste patent hob die de jure noch 
bestehende Verfassung auf, garantierte aber ausdrücklich die Gleichheit aller staatsan-
gehörigen vor dem Gesetz und die aufhebung des bäuerlichen untertänigkeits- oder 
hörigkeitsverbandes. das zweite patent hob (in den taxativ angeführten ländern) die 
Grundrechte auf mit der von der revisionskommission vorgeschlagenen Zusicherung des 
rechtes der freien religionsausübung, ohne allerdings das recht der angehörigen der 
anerkannten religionsgemeinschaften auf bürgerliche und öffentliche rechte zu nen-
nen59. die „Grundsätze“ schließlich deckten sich vollinhaltlich und größtenteils wörtlich 
mit den vom reichsrat vorgelegten beratungsergebnissen60. kübeck hatte sich auf der 
ganzen linie durchgesetzt61.

d) die Frage des Wirkungskreises oder: die eliminierung des ministerrates

Zu diesem Zeitpunkt war noch die Frage nach dem Wirkungskreis sowohl des Gesamt-
ministeriums als auch der einzelnen ministerien offen. der kaiser hatte schon eine 
Woche nach den richtungweisenden kabinettschreiben vom 20. august den minister-
präsidenten beauftragt, diese Frage „unverzüglich in beratung ziehen zu lassen“, und 
schwarzenberg „lud die minister ein, diese angelegenheit in Überlegung zu nehmen“62. 
der monarch ging sogar so weit, den mitgliedern seiner regierung zu erklären, daß bis 
zur endgültigen regelung die gefaßten regierungsbeschlüsse lediglich im namen der 
einzelnen minister oder als ah. entschließung, nicht aber als ministerratsbeschlüsse 
auszufertigen wären – ein deutlicher hinweis, was er unter der neuregelung des Wir-
kungskreises verstand, und er fügte hinzu, daß die ministerratssitzungen „zur erhaltung 
der einheit der Verwaltungsmaximen“ weitergeführt werden sollten63. schwarzenberg 
teilte den Wortlaut des an ihn gerichteten handschreibens über den Wirkungskreis seinen 
ministerkollegen am 9. september mit und behielt sich vor, den Zeitpunkt für die be-
ratung dieser materie im ministerrat noch bekanntzugeben64. Zwei Wochen später ur-
gierte er die abgabe der Vorschläge der einzelnen minister65. anfang oktober war es 

58 Siehe dazu MR. v. 31. 12. 1851/VI.
59 Die Weglassung dieses Passus richtete sich hauptsächlich gegen die gesetzliche Gleichstellung der Juden. Kübeck, 

der noch am 30. Dezember 1851 die Ergebnisse der letzten Sitzung der Revisionskommission mit dem 
Kaiser besprach, hielt in seinem Tagebuch fest, daß der Monarch Zweifel nur über die aufrechthaltung der 
juden-emanzipazion äußerte. Am nächsten Tag, nachdem die Patente bereits ausgefertigt worden waren, 
notierte Kübeck die juden-emanzipazion hat der kaiser nicht bestätigt, kübeck, tagebücher 2/1, 61, 
Eintragungen v. 30. und 31. 12. 1851.

60 Zit. Anm. 49.
61 Kübeck hatte die vom Reichsrat gemachten Propositionen als meine arbeit bezeichnet, weil ich sie gemacht 

habe, Walter, nachlaß kübeck 85, Tagebucheintragung v. 25. 12. 1851.
62 Handschreiben an Schwarzenberg v. 27. 8. 1851, hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 77/1852. Die einladung 

erfolgte im MR. v. 27. 8. 1851/I.
63 MR. v. 28. 8. 1851/I.
64 note an sämtliche minister mit portefeuille v. 9. 9. 1851, hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 2987/1851.
65 MR. v. 22. 9. 1851/I.
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dann so weit, und die angelegenheit kam im ministerrat zur sprache66. einige minister 
erläuterten die Grundlagen, auf denen sie ihren gegenwärtigen bzw. zukünftigen Ge-
schäftsbereich aufgebaut wissen wollten. bemerkenswert war, daß die brüder krauß einen 
zaghaften Versuch unternahmen, entgegen der ausdrücklichen Weisung des kaisers die 
bisherige Form der ministerratsbeschlüsse zu verteidigen, also über die Form inhaltlich 
den ministerrat als agierendes regierungsorgan zu erhalten. der ministerrat ging darauf 
nicht näher ein und beschloß schließlich, dem kanzleidirektor des ministerrates, carl 
Freiherr v. ransonnet-Villez, den auftrag zu erteilen, „aus den einzelnen ausarbeitungen 
eine Zusammenstellung über die allen gemeinsamen bestimmungen zu verfassen“. ran-
sonnet brauchte fast einen monat, um seinen bericht abzuliefern67. er mußte darin 
feststellen, daß noch nicht alle ministerien ihre operate abgeliefert hätten; bei den schon 
vorhandenen arbeiten konstatierte der kanzleidirektor große strukturelle unterschiede, 
was die aufstellung einer allgemeingültigen richtlinie unmöglich machte, und schlug 
vor, einige diesbezügliche Grundsätze zu definieren. der ministerrat folgte seinen anre-
gungen und beschloß zudem, eine ministerielle kommission unter dem Vorsitz ranson-
nets mit der ausarbeitung der fraglichen Wirkungskreise zu betrauen68. der kaiser war 
inzwischen ungeduldig geworden. in einem – recht schroff gehaltenen – handschreiben 
vom 7. november befahl er schwarzenberg, daß ihm die entwürfe über die regelung 
der Wirkungskreise „in kürzester Frist zur entscheidung vorgelegt werden“69. doch selbst 
dieser kaiserliche rüffel konnte nicht verhindern, daß sich die angelegenheit in die 
länge zog. die ministerielle kommission brauchte insgesamt fünf sitzungen, um zu 
einem ergebnis zu kommen70. und so konnte ransonnet erst am 10. dezember dem 
ministerrat den abschluß der arbeiten melden und über die von der ministeriellen 
kommission ausgearbeiteten entwürfe über den allgemeinen Wirkungskreis, der allen 
ministerien einzuräumen war, und den besonderen Wirkungskreis jedes einzelnen mini-
steriums referieren71. der ministerrat brauchte seinerseits wiederum fünf sitzungen, bis 
die materie abgehandelt war und schwarzenberg einen Vortrag mit den entwürfen zur 
regelung der allgemeinen und besonderen Wirkungskreise der ministerien und den allein 
vom ministerrat ausgearbeiteten entwurf über den Wirkungskreis des Gesamtministeri-
ums dem kaiser vorlegen konnte72. schwarzenberg versuchte zu retten, was – wie er noch 
glaubte – zu retten war. schon die definition „des im ministerrate vereinigten Gesamt-

66 MR. v. 1. 10. 1851/III.
67 Schreiben Ransonnets an Schwarzenberg v. 29. 10. 1851, hhsta., kab. kanzlei, mrZ. 77/1852.
68 MR. v. 29. 10. 1851/I.
69 Siehe dazu MR. v. 7. 11. 1851/I.
70 Das Protokoll der Beratungen vom 5., 10. und 19. 11. 1851 sowie vom 2. und 5. 12. 1851 in hhsta., 

kab. kanzlei, mrZ. 77/1852; siehe auch MR. v. 12. 11. 1851/III.
71 MR. v. 10. 12. 1851/III.
72 Siehe dazu MR. v. 20. 12. 1851/II, MR. v. 5. 1. 1852/IV, MR. v. 7. 1. 1852/I, MR. v. 8. 1. 1852/I und 

MR. v. 9. 1. 1852/IV. Der Vortrag Schwarzenbergs v. 9. 1. 1852 mit den Entwürfen in hhsta., kab. 
kanzlei, mrZ. 77/1852, abgedruckt (Vortrag) bei Friedrich Walter, die österreichische Zentralverwal-
tung; 3. abteilung: Von der märzrevolution 1848 bis zur dezemberverfassung 1867; 2: die Ge schichte 
der ministerien kolowrat, Ficquelmont, pillersdorf, Wessenberg-doblhoff und schwarzenberg, akten-
stücke (= Veröffentlichung der kommission für neuere Geschichte österreichs 50, Wien 1964) 135–
143, und (Wirkungskreis des Gesamtministeriums) ebd. 143 ff.



Das Ministerium SchwarzenbergXXX

ministeriums“ zielte offenbar darauf, über die semantische ebene die Gleichwertigkeit 
des ministerrates mit dem nun verwendeten neuen ausdruck Gesamtministerium her-
zustellen und so zumindest eine teilweise kontinuität der machtstellung zu suggerieren. 
Zwar, argumentierte der ministerpräsident, wäre das Gesamtministerium/der ministerrat 
nun allein dem monarchen gegenüber verantwortlich, nichtsdestoweniger aber weiter ein 
beratungs- und Vollziehungsorgan der krone mit legislativen und administrativen kom-
petenzen. auf diesen Überlegungen und auf dem befehl des kaisers, die ministerratssit-
zungen zur Wahrung der einheit in den Verwaltungsgrundsätzen weiterzuführen, grün-
dete sich auch der „entwurf des bereiches der Wirksamkeit des Gesamtministeriums nach 
dem au. antrage des ministerrates“. in den zwölf punkten dieses entwurfs wurde ver-
sucht, möglichst viel von der alten machtstellung der regierung unter den neuen kon-
kreten bedingungen zu bewahren – mit wenig erfolg. so notierte der kaiser etwa eigen-
händig zum erhobenen anspruch, kompetenzstreitigkeiten zwischen einzelnen ministe-
rien in den Wirkungskreis des Gesamtministerium zu ziehen: „ist der ministerrath eine 
entscheidende behörde?“ auch sprach er dem ministerrat das recht ab, als Gremium 
Vorschläge zur Verleihung von auszeichnungen und Würden zu erstatten. und er stellte 
fest: „beschwerden und eingaben an das Gesamt-ministerium können nicht angenom-
men werden, da es keine behörde ist. solche sachen sind von den partheyen an den 
kaiser zu richten“. schwarzenberg schlug in seinem Vortrag vor − ohne durch einen 
ministerratsbeschluß gedeckt zu sein − zur genauen einhaltung des Wirkungskreises des 
Gesamtministeriums die stellung des ministerpräsidenten zu stärken, ihm hier die kon-
trollfunktion zu übertragen, die so weit gehen sollte, den Wirkungskreis überschreitende 
beschlüsse zu sistieren. ob dieser Vorschlag aus Gründen der rein persönlichen macht-
erhaltung gemacht worden war, oder um die stellung des ministerrates als funktionsfä-
higes instrument im kampf um die machtverteilung zwischen den beteiligten Faktoren 
(ministerrat, kübeck/reichsrat, kaiser) zu sichern, ist nicht eindeutig zu beantworten. 
nachdem aber schon der ministerielle entwurf über den Wirkungskreis des Gesamtmi-
nisteriums beim monarchen auf wenig Gegenliebe gestoßen war, erscheint die schwar-
zenbergsche proposition eher marginal.
der Vortrag des ministerpräsidenten samt entwürfen gelangte bereits am 10. jänner 1852 
„im kurzen Wege“ zur begutachtung an den reichsrat. diese aufgabe übernahm krieg, 
der nach Gesprächen mit purkhart, Franz Freiherr v. buol-bernburg und – pikanterwei-
se − dem zum reichsrat mutierten ehemaligen Finanzminister philipp krauß am 9. Fe-
bruar 1852 ein umfangreiches Gutachten vorlegte73. neben einer Fülle von Änderungs-
vorschlägen stach die Äußerung hervor, daß das von schwarzenberg eingeforderte sistie-
rungsrecht obsolet wäre, da der kaiser dem ministerrat wohl kein eigenständiges be-
schlußrecht einräumen dürfte. auf Grundlage dieses Gutachtens beriet der reichsrat in 
zwei sitzungen, am 14. und 16. Februar 1852, die Frage der Wirkungskreise des mini-
sterrates und der einzelnen ministerien74. bei den kompetenzen der einzelnen ministe-
rien folgte der reichsrat im wesentlichen den ansichten der genannten eigenen Vorbe-
ratungskommission. Was den Wirkungskreis betraf, kam das plenum des reichsrates zu 

73 hhsta., rr., Ga. 10/1852.
74 Protokoll in ebd.


